
Neue Rechtsvorschriften

Überblick über die Gesetzgebung im IV. Quartal 1976
Der nachstehende Beitrag erstreckt sich auf die im Gesetz­
blatt der DDR Teil I Nr. 36 bis 51 sowie im Teil 11 Nr. 13 
bis TI veröffentlichten Rechtsvorschriften.

Mit der Vertrauensentschließung der Volkskammer zur 
Erklärung des Vorsitzenden des Ministerrates der Deut­
schen Demokratischen Republik vom 1. November 1976 
(GBl. I S. 481) gaben die Abgeordneten der Volkskammer 
ihre Zustimmung zu den künftigen Aufgaben und Grund­
sätzen der Tätigkeit der Regierung. Die Regierungserklä­
rung formulierte, ausgehend von den Beschlüssen des 
IX.Parteitages der SED, die zu lösenden staatlichen Auf­
gaben. Gemeinsam mit dem Wahlaufruf des Nationalrates 
der Nationalen Front der DDR vom 10. September 1976 
bildet die Regierungserklärung das konkrete Arbeitspro­
gramm für den Ministerrat, die Ministerien und anderen 
zentralen Staatsorgane, die örtlichen Räte sowie Betriebe 
und Institutionen.
Die wesentlichen staatsrechtlichen Grundlagen für die 
Tätigkeit des Ministerrates sind die sozialistische Verfas­
sung der DDR i. d. F. vom 7. Oktober 1974 und das Gesetz 
über den Ministerrat vom 16. Oktober 1972. „Der Mini­
sterrat wird“, wie der Vorsitzende des Ministerrates, Willi 
Stoph, betonte, „seine Kräfte darauf konzentrieren, den 
bewährten Kurs der Hauptaufgabe in ihrer Einheit von 
Wirtschafts- und Sozialpolitik fortzusetzen und auch künf­
tig mit Leben zu erfüllen.“/I/
In der Erklärung wird u. a. hervorgehoben, daß der Mini­
sterrat den planmäßigen Ausbau der sozialistischen Rechts­
ordnung entsprechend dem Reifegrad der sozialistischen 
Gesellschaft und die Gewährleistung der Rechtssicherheit 
auf allen Gebieten als eine vorrangige Aufgabe betrachtet. 
Dabei erlangt die Vervollkommnung jener Rechtsnormen, 
die der Weiterentwicklung des sozialistischen Arbeitsrechts, 
der Intensivierung der Volkswirtschaft und der weiteren 
Vertiefung der sozialistischen ökonomischen Integration 
dienen, besondere Bedeutung. Auch in Zukunft wird der 
Ministerrat alles unternehmen, damit die staatlichen und 
wirtschaftsleitenden Organe ihrer Verantwortung für die 
konsequente Gewährleistung von Ordnung, Disziplin und 
Sicherheit im vollen Umfang gerecht werden.
Das Gesetz über den Fünfjahrplan für die Entwicklung 
der Volkswirtschaft der DDR 1976—1980 vom 15. Dezember 
1976 (GBl. I S. 519) legt, ausgehend von den Beschlüssen 
des IX. Parteitages der SED, namentlich vom Bericht des 
Zentralkomitees und von der Direktive zum Fünfjahrplan, 
sowie der 2. Tagung des Zentralkomitees der SED, die ge­
sellschaftlichen Ziele und Aufgaben für den nächsten Zeit­
raum allgemeinverbindlich fest. Der-Fünf jahrplan ist dar­
auf gerichtet, die Deutsche Demokratische Republik als so­
zialistischen Staat der Arbeiter und Bauern allseitig weiter 
zu stärken, in der DDR weiterhin die entwickelte sozialisti­
sche Gesellschaft zu gestalten und so grundlegende Vor­
aussetzungen für den allmählichen Übergang zum Kom­
munismus zu schaffen. Die stabile und dynamische Lei­
stungsentwicklung der Volkswirtschaft wird fortgesetzt und 
die Hauptaufgabe in ihrer Einheit von Wirtschafts- und 
Sozialpolitik exakt erfüllt. Das Gesetz unterstreicht zu­
gleich, daß die konsequente Verwirklichung der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit, die Gewährleistung von Sicherheit 
und Ordnung einschließlich der Verhinderung von Hava­
rien und Bränden grundlegende Bedingungen für den 
Schutz des sozialistischen Eigentums sind und wichtige 
Voraussetzungen darstellen, um die zur Verfügung stehen­
den Ressourcen effektiv wirksam zu machen.
Mit dem neuen Fünfjahrplan wird die sozialistische Plan­
wirtschaft weiter ausgestaltet. Das findet vor allem seinen
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Ausdruck darin, daß erstmalig Fünfjahrpläne für die Kom­
binate und volkseigenen Betriebe sowie für die Bezirke 
und Kreise erarbeitet werden.
Des weiteren beschloß die Volkskammer auf ihrer 3. Ta­
gung das Gesetz über den Volkswirtschaftsplan 1977 vom 
15. Dezember 1976 (GB1.1 S. 533) sowie das Gesetz über 
den Staatsbaushaltsplan 1977 vom 15. Dezember 1976 
(GBl. 1 S. 535). Übereinstimmend mit dem Gesetz über den 
Fünfjahrplan konzentriert sich dabei das Gesetz über den 
Volkswirtschaftsplan darauf, in knapper und präziser Form 
die wesentlichen Ziele und hauptsächlichen Kennziffern 
für das Jahr 1977 festzulegen.
In der AO über die Herausgabe der staatlichen Planauf­
lagen des Fünfjahrplanes 1976 bis 1980 und des Volkswirt­
schaftsplanes 1977 vom 7. Dezember 1976 (GBI.I S. 540)
sind die erforderlichen Maßnahmen enthalten, damit die 
Planentwürfe zum Fünf jahrplan in den festgelegten Betrie­
ben und Einrichtungen sowie von den Räten der Bezirke 
und Kreise erarbeitet werden können. Zugleich trifft sie 
Festlegungen zur Übergabe der staatlichen Planauflagen 
zum Volkswirtschaftsplan 1977.

•
Um die einheitliche Entwicklung der Energiewirtschaft 
entsprechend den Erfordernissen des sozialistischen Staa­
tes sowie dem Wachstum des Energiebedarfs auf der 
Grundlage der staatlichen Pläne und Bilanzen zu sichern, 
wurde eine Reihe rechtlicher Bestimmungen erlassen.
Die VO über die Energiewirtschaft in der DDR — Energie­
verordnung — vom 9. September 1976 (GBl. I S. 441) schafft 
unter Ablösung der bisher geltenden EnergieVO vom 
10. September 1969 (GBl. II S. 495) und der dazu erlassenen 
Durchführungsbestimmungen eine überschaubare, syste­
matisierte und widerspruchsfreie Regelung. Sie verallge­
meinert die Erfahrungen in der Leitung und Planung bei 
der Entwicklung der Energiewirtschaft, der Versorgung 
der Bevölkerung und der planmäßigen Deckung des Be­
darfs der Volkswirtschaft mit Energieträgern.
Mit der neuen EnergieVO werden die wichtigsten Vor­
schriften für die Energiewirtschaft in einer Grundsatz­
regelung zusammengefaßt. Detailvorschriften sind in fünf 
thematisch gegliederten Durchführungsbestimmungen vom 
10. September 1976 enthalten, und zwar die 1. DB — Lei- 
tung/Planung/Plandurchführung — (GBl. I S. 449), die 
2. DB — Energiewirtschaftliche Normen und Kennziffern — 
(GBI.I S. 452), die 3. DB — Energieträgereinsatz/Energie- 
anlagen — (GBl. I S. 456), die 4. DB — Energieinspektion — 
(GBl. I S. 459) und die 5. DB — Grundstücksbenutzung — 
(GBl. I S. 461).
Die energiewirtschaftlichen Aufgaben der zentralen Staats­
organe, der Räte der Bezirke und Kreise, der wirtschafts­
leitenden Organe, Kombinate, Betriebe und Einrichtungen 
werden in der VO genau voneinander abgegrenzt. In § 1 
Abs. 2 wird klar abgegrenzt, welche Abschnitte der VO 
auch für Bürger gelten.
Das Ministerium für Kohle und Energie und seine nach- 
geordneten wirtschaftsleitenden Organe sowie die Kom­
binate und Betriebe dieses Bereiches sind für die Versor­
gung der Bevölkerung und der Volkswirtschaft mit Elek­
troenergie, Gas und Wärmeenergie entsprechend den staat­
lichen Plänen und Bilanzen verantwortlich.
Die rationelle und sparsame Verwendung der Energie­
träger ist ein wichtiges Gebot für alle Bereiche der Volks­
wirtschaft. Die VO legt fest, daß den Werktätigen für die 
beständige Einhaltung der technisch-ökonomisch begrün­
deten Energieverbrauchsnormen eine angemessene mate­
rielle Anerkennung zu gewähren ist. Daneben bestehen 
für die Einsparung von Energie weiterhin Ansprüche ent-
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